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Im Gegensatz zu kassenärztlichen Vo-
raussetzungen der Fernbehandlung im 
Rahmen der Videosprechstunde (Anla-
ge 31b BMV-Ä) erscheinen die Anforde-
rungen bei Privatversicherten deutlich 
überschaubarer. Die Telematikinfra-
struktur mit Software- und Qualitäts-
sicherungsvoraussetzungen greift 
grundsätzlich nicht ein bei der Behand-
lung von Privatpatienten. Dennoch sind 
verschiedene zwingende Aspekte zu be-
achten. Dieser Artikel soll einen generel-
len Überblick über die Implementierung 
und Organisation der privatärztliche 
Fernbehandlung gewähren.
Der 121. Deutsche Ärztetag in Erfurt 
hat eine Neufassung des § 7 Abs. 4 der  
(Muster-)Berufsordnung für die in 
Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO-Ä) beschlossen und damit 
den berufsrechtlichen Weg für die 
ausschließliche Fernbehandlung von 
Patientinnen und Patienten geebnet.

Die vom Deutschen Ärztetag be-
schlossene MBO-Ä gewährleistet, dass 
trotz landesgesetzlicher Kompetenz ein 
weitgehend einheitliches ärztliches Be-
rufsrecht besteht. Die MBO-Ä ist in den 
Ländern aber kein geltendes Recht. Erst 
durch die Umsetzung in den regiona-
len Berufsordnungen der Landesärzte-
kammern werden die Regelungen 
rechtswirksam für die Mitglieder.

§ 7 Abs. 4 MBO-Ä lautet: 
„Ärztinnen und Ärzte beraten und 

behandeln Patientinnen und Patien-
ten im persönlichen Kontakt. Sie kön-
nen dabei Kommunikationsmedien 
unterstützend einsetzen. Eine aus-
schließliche Beratung oder Behand-
lung über Kommunikationsmedien ist 
im Einzelfall erlaubt, wenn dies ärzt-
lich vertretbar ist und die erforderli-
che ärztliche Sorgfalt insbesondere 
durch die Art und Weise der Befund-
erhebung, Beratung, Behandlung so-

wie Dokumentation gewahrt wird 
und die Patientin oder der Patient 
auch über die Besonderheiten der aus-
schließlichen Beratung und Behand-
lung über Kommunikationsmedien 
aufgeklärt wird.“

Überprüfen Sie daher zunächst die 
Umsetzung in der für Sie regional gel-
tenden Berufsordnung. In Nordrhein 
beispielweise wurde die Regelung der 
MBO-Ä wortgleich übernommen. 

Kommunikationsmedien in diesem 
Sinne sind alle Kommunikationsmittel, 
die zur ärztlichen Beratung und Be-
handlung eingesetzt werden können, 
ohne dass die Ärztin oder der Arzt und 
die Patientin oder der Patient gleichzei-
tig körperlich anwesend sind wie z. B. 
Telefonanrufe, E-Mails, Videotelefonie 
etc.. Während bspw. die Beratung per 
E-Mail durch die Bundesärztekammer 
nach Ziffer 1 analog abrechenbar er-
scheint, wurde von dort die Beratung 
via Chat und/oder SMS ausgeschlos-
sen1 . Die folgenden Ausführungen ori-
entieren sich an den o.a. Formulierun-
gen in der MBO-Ä.

I. Datenschutz
Aufgrund des Umstandes, dass die An-
wendung der Datenschutzgrundver-
ordnung nicht disponibel ist, ist zwin-
gend darauf zu achten, einen Video-
dienst zu wählen, der ein in Deutsch-
land zulässiges Tool nach DSGVO dar-
stellt (Sitz des Anbieters, Verschlüsse-
lung etc.).

II. Aufklärung und Einwilligung
Neben dem medizinischen Aspekt ist 
der Patient über die Datenerhebung 
und -verarbeitung aufzuklären. Selbst-
redend muss sodann eine hierauf ge-
richtete Einwilligung vorliegen. 
Zudem ist in § 7 MBO-Ä (s.o.) vorgese-
hen, dass der Patient über die Beson-

derheiten der Beratung und Behand-
lung im Wege der Kommunikations-
medien aufgeklärt wird. Im Unter-
schied zur herkömmlichen Beratung 
und Behandlung im unmittelbaren 
Arzt-Patienten-Kontakt sind mögliche 
Risiken einzukalkulieren, die mit der 
ausschließlichen Kommunikation 
von Ärztin/Arzt und Patientin/Patient 
über Medien verbunden sein können. 
Gerade mit Blick auf mögliche Haf-
tungsrisiken ist im Rahmen der Ein-
zelfallprüfung die Gefahr eines mögli-
chen Informationsdefizits oder  gar In-
formationsverlusts besonders zu be-
rücksichtigen. An dieser Stelle sei die 
Gefahr im Hinblick auf Diagnose- 
und/oder Befunderhebungsfehler aus-
drücklich hervorgehoben.

III. Identifikation des Patienten
Bei jeder Fernbehandlung gilt, dass 
der Arzt die sichere Identifikation des 
Patienten sicherstellen muss. 

Während bei bekannten Patienten 
durchaus, mit entsprechender Doku-
mentation, ein Abgleich mit dem im 
Praxisverwaltungssystem hinterlegten 
Daten genügen kann, muss die Identi-
tät von unbekannten Patienten 
grundlegend verifiziert werden. Ori-
entierung hierfür bieten die Vor-
gaben, die für unbekannte gesetzlich 
versicherte Patienten gelten (Name 
der Krankenkasse, Versichertennum-
mer, Versichertenart, Name, Vor-
name, Geburtsdatum des Versicher-
ten, vollständige Adresse). 

Ebenfalls in Analogie zu gesetzlich 
versicherten Patienten, die ihre Ge-
sundheitskarte in einer Videosprech-
stunde in die Kamera halten, könnten 
Patienten in einer privaten Video-
sprechstunde ihren Personalausweis 
zur Identifikation vorzeigen.  Da eine 
Aufzeichnung der Videosprechstunde 
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1 Vgl. Abrechnungsempfehlung der BÄK zu telemedizinischen Leistungen, Beschluss Vorstand vom 14./15.05.2020.
2 Abrechnungsempfehlung der BÄK zu telemedizinischen Leistungen, Beschluss Vorstand vom 14./15.05.2020.
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von beiden Seiten nicht erlaubt ist, 
empfiehlt sich in diesem Zusammen-
hang beispielsweise die Notiz der Per-
sonalausweisnummer in der Doku-
mentation.

IV. Grundsätzliche Einsatz -
möglichkeit von  
Kommunikationsmedien
Nach § 7 Abs. 4 Satz 1 MBO-Ä bleibt 
grundsätzlich definiert, dass Ärztinnen 
und Ärzte Patientinnen und Patienten 
im persönlichen Kontakt beraten und 
behandeln. Hierunter ist die gleichzei-
tige physische Anwesenheit zu verste-
hen. § 7 Abs. 4 Satz 2 MBO-Ä stellt 
dann klar, dass die Kommunikations-
medien den persönlichen Arzt-Patien-
ten-Kontakt grundsätzlich ergänzen 
und nicht ersetzen. Ärztinnen und Ärz-
te dürfen unterstützend über Kom-
munikationsmedien ärztlich beraten 
und behandeln, soweit mindestens ei-
ner oder einem an der Behandlung be-
teiligten Ärztin oder Arzt die Patientin 
oder der Patient sowie der krankhafte 
Zustand bzw. die Beschwerden auf-
grund einer persönlichen Unter-
suchung bekannt sind. Auch darf eine 
in unmittelbarem Arzt-Patienten-Kon-
takt begonnene Beratung oder Be-
handlung über Kommunikations-
medien fortgesetzt werden. 

Hintergrund hierzu ist, dass nach 
der oben erwähnten Definition Ärztin-
nen und Ärzten zunächst ermöglicht 
ist, sich mit Hilfe aller Sinne und unter 
Einsatz der vor Ort vorhandenen appa-
rativen Ausstattung ein unmittelbares 
und umfassendes Bild ihrer Patientin-
nen und Patienten zu verschaffen und 
lediglich eine Fortsetzung der Bera-
tung, oder Behandlung mittels Kom-
munikationsmedien erfolgt.

Neu im Sinne der hier gegenständ-
lichen Regelung ist jedoch im Rah-
men der Regelung des § 7 Abs. 4 Satz 3 
MBO-Ä, dass auch eine ausschließ-
liche Fernbehandlung in Einzelfällen 
ermöglicht wird. Hier ist der Wortlaut 
der Vorschrift völlig exakt zu beach-
ten, da der Anwendungsrahmen be-
wusst eng gesteckt wird. Bereits durch 
die Erwähnung des „Einzelfalls“ wird 

bestimmt, dass Praxis- und/oder Ge-
schäftsmodelle unzulässig sein sollen, 
die auf ausschließliche Beratung und 
Behandlung mittels Kommunikati-
onsmedien abstellen. Darüber hinaus 
muss die ausschließliche Beratung 
und/oder Behandlung über Kom-
munikationsmedien konkret ärztlich 
vertretbar sein und von der erforderli-
chen ärztlichen Sorgfalt getragen wer-
den. Ob eine Behandlung und/oder 
Beratung im Wege von Kommunikati-
onsmedien ärztlich vertretbar ist, 
hängt absolut konkret davon ab, ob 
sich der Behandelnde im Einzelfall ei-
nen ausreichenden Eindruck vom Ge-
sundheitszustand des Patienten ver-
schaffen kann und die Erkrankung 
und die zur Verfügung stehenden Me-
thoden eine Versorgung des Patienten 
lege artis überhaupt zulassen.

V. Abrechnung
Nach § 1 Abs. 1 GOÄ unterfallen auch 
die ärztlichen Tätigkeiten, die unter 
Einsatz von Kommunikationsmedien 
erbracht wurden, dem Anwendungs-
bereich der GOÄ. Einen offiziellen, 
hiervon abweichenden Katalog für 
Fernbehandlungen und/oder Fernbe-
ratungen existiert nicht. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass der 
Vorstand der Bundesärztekammer ei-
ne Abrechnungsempfehlung zu tele-
medizinischen Leistungen beschlos-
sen hat2. Grundsätzlich ist dieser 
Empfehlung selbstredend zu folgen. 
Allerdings kann und wird diese Lis-
tung nicht abschließend sein. Sofern 
der Leistungstext nicht explizit die 
Anwesenheit im selben Raum erfor-
dert, kommt eine Leistungsabrech-
nung in Betracht, sofern die Leistung 
nach ärztlicher Einschätzung medizi-
nisch möglich, sinnvoll und geboten 
erscheint.

VI. Diverses
Jeweils unter strikter Einhaltung der 
ärztlichen Sorgfalt und unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Einzelfalles 
ist es, wenn auch nicht alles in letzter 
Instanz aktuell unstreitig, grundsätz-
lich möglich, dem/der Patienten/Pa-

tientin Arbeitsunfähigkeit zu beschei-
nigen, Arznei- und Heilmittel zu ver-
ordnen und den/die Patienten/Patien-
tin zu überweisen. Im Übrigen darf 
über die Möglichkeit der Beratung 
und Behandlung mittels Kommunika-
tionsmedien informiert werden. So 
beispielsweise auf der Homepage des 
Arztes/der Ärztin. Von einer über die 
reine Information hinausgehende 
Werbung sollte jedoch Abstand ge-
nommen werden. Eine Werbung 
könnte mit den Fallstricken des § 9 
Heilmittelwerbegesetz3  kollidieren 
und ein Ordnungswidrigkeitsverfah-
ren nach sich ziehen.

VII. Fazit
Die moderne Kommunikationstechnik 
hat unzweifelhaft Einzug auch in den 
alltäglich Praxisablauf gehalten. Die 
Anforderungen und Bedingungen an 
beispielsweise die Videosprechstunde 
für Privatpatienten ist deutlich ein-
facher zu organisieren als bei gesetzlich 
Versicherten. Dennoch gibt es zahlrei-
che Fallgestaltungen, bei denen eine 
genauere Überprüfung angeraten wer-
den muss. Die vorstehende Zusam-
menfassung des Status quo kann natur-
gemäß lediglich Ansatzpunkte liefern 
und Aspekte aufzeigen, die es zu be-
rücksichtigen gilt.

Es wird daher unbedingt angeraten, 
bestehende Fragen und Unsicherhei-
ten, kritisch zu beleuchten und vor Im-
plementierung in den Praxisablauf ju-
ristisch abklären zu lassen.

3 § 9 HWG
Unzulässig ist eine Werbung für die Erkennung oder Behandlung von Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder krankhaften Beschwerden, die nicht auf eigener Wahr-
nehmung an dem zu behandelnden Menschen oder Tier beruht (Fernbehandlung). Satz 1 ist nicht anzuwenden auf die Werbung für Fernbehandlungen, die unter Ver-
wendung von Kommunikationsmedien erfolgen, wenn nach allgemein anerkannten fachlichen Standards ein persönlicher ärztlicher Kontakt mit dem zu behandelnden 
Menschen nicht erforderlich ist.
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